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291 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXVII. GP 

 

Bericht 
des Gesundheitsausschusses 

über die Regierungsvorlage (232 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Gesundheitstelematikgesetz 2012 geändert wird  

In Art. 7 Abs. 4 der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Organisation und Finanzierung des 
Gesundheitswesens, BGBl. I Nr. 98/2017, verpflichten sich Bund und Länder zur Schaffung der 
Rahmenbedingungen für den breiteren Einsatz von elektronischen Gesundheitsdiensten einschließlich 
eines "Elektronischen Impfpasses" (im Folgenden: "eImpfpass"). 
In Umsetzung dieser Vereinbarung wird der eImpfpass in dem zwischen Bund, Ländern und 
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger abgeschlossenen Zielsteuerungsvertrag auf 
Bundesebene, Zielsteuerung-Gesundheit, für die Jahre 2017 bis 2021 mehrfach als Maßnahme zur 
Erreichung strategischer Ziele genannt: Zum einen soll die Optimierung des Angebotes, der Akzeptanz 
und der Abwicklung von Kinder- und Jugendimpfungen unter Nutzung eines eImpfpasses dem Ziel einer 
Stärkung der ambulanten Versorgung bei gleichzeitiger Entlastung des akutstationären Bereichs und 
Optimierung des Ressourceneinsatzes dienen. Zum anderen sollen die Koordination, Konzeption und 
Umsetzung eines eImpfpasses unter Weiterentwicklung der ELGA-Infrastruktur für derartige eHealth-
Anwendungen der Sicherstellung der Zufriedenheit der Bevölkerung durch Optimierung der 
Versorgungs- und Behandlungsprozesse dienen. Darüber hinaus wird die zentrale und vollständige 
Datenerfassung mittels eines eImpfpasses als Voraussetzung für die Erreichung des operativen Ziels einer 
Optimierung der Versorgung von Kindern und Jugendlichen genannt. 
Mit Beschluss der Bundes-Zielsteuerungskommission vom 29. Juni 2018 wurden schließlich die 
Ausgestaltung und Finanzierung des Pilotprojekts eImpfpass als eHealth-Anwendung festgelegt. 
Vor diesem Hintergrund soll mit dem vorliegenden Entwurf die Rechtsgrundlage für die eHealth-
Anwendung eImpfpass geschaffen werden. Die Verwendung des eImpfpasses liegt im erheblichen 
öffentlichen Interesse, welches sich insbesondere ergibt aus: 
- der Optimierung der Impfversorgung der Bevölkerung, vor allem durch eine einheitliche, 

flächendeckende und lückenlose digitale Impfdokumentation sowie eine verbesserte, schnellere 
Verfügbarkeit von Impfinformationen, die Steigerung der Prozess- und Ergebnisqualität von 
Impfungen und die Wirksamkeit von öffentlichen Impfprogrammen, die Erhöhung der 
Durchimpfungsraten sowie die Erhöhung der Arzneimittel- und Patient/inn/en/sicherheit; 

- der Verfügbarkeit digitaler Impfinformationen für die Steuerung des öffentlichen 
Gesundheitswesens, vor allem zur Bestimmung von Impfstatus und Durchimpfungsraten sowie des 
daraus ableitbaren Handlungsbedarfs, Verbesserung der Reaktionsmöglichkeiten auf Ausbrüche von 
durch Impfungen vermeidbaren Krankheiten, Einhaltung von Verpflichtungen zur Verfolgung 
internationaler Eliminations- und Eradikationsziele; sowie 

- der Reduktion von Aufwänden für Bürger/innen, Gesundheitsdiensteanbieter und das 
Gesundheitssystem. 

Über den eImpfpass hinaus sollen mit dem vorliegenden Entwurf die Nutzungsmöglichkeiten von 
zentralen ELGA-Komponenten für eHealth-Anwendungen erweitert sowie eine Rechtsgrundlage für die 

www.parlament.gv.at



2 von 2 291 der Beilagen XXVII. GP - Ausschussbericht NR - Berichterstattung 

 

Verarbeitung von personenbezogenen Daten zum Zweck der Evaluierung von Verweisregister-Metadaten 
geschaffen werden. 
Kompetenzgrundlage: 
Die Zuständigkeit zur Erlassung dieses Bundesgesetzes stützt sich auf die Kompetenztatbestände 
„Gesundheitswesen“ (Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG) und „sonstige Statistik, soweit sie nicht nur den 
Interessen eines einzelnen Landes dient“ (Art. 10 Abs. 1 Z 13 B-VG). 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Ungeachtet der alleinigen nationalen Kompetenz bleibt zur Wahrung der Grundfreiheiten eine 
Notifikation gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der 
technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft, 
ABl. Nr. L 241 vom 17.09.2015 S. 1, erforderlich. 
 
Der Gesundheitsausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 30. Juni 2020 
in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter Abgeordneten 
Ralph Schallmeiner die Abgeordneten Mag. Friedrich Ofenauer, Dr. Dagmar Belakowitsch, 
Mag. Gerald Loacker, Mag. Christian Drobits und Dr. Werner Saxinger, MSc sowie der Bundesminister 
für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz Rudolf Anschober und der Ausschussobmann 
Abgeordneter Mag. Gerhard Kaniak. 
Im Zuge der Debatte haben die Abgeordneten Mag. Friedrich Ofenauer, Ralph Schallmeiner einen 
Abänderungsantrag eingebracht, der wie folgt begründet war: 
„Zu Z 1: 
Dieser Abänderungsantrag zielt auf die inhaltliche Erweiterung der mit der Regierungsvorlage 
vorgeschlagenen Änderung des Gesundheitstelematikgesetzes 2012 dahingehend ab, dass entsprechend 
einer diesbezüglichen Anregung der Sozialversicherung die Speicherverpflichtung gemäß § 13 Abs. 3 
auch für Ärztinnen und Ärzten mit Vertragsverhältnissen betreffend Vorsorgeuntersuchungen gelten soll. 
Zu Z 2:  
Die Erhebung der Identitätsdaten anhand von Daten, die aus der e-card oder einem amtlichen 
Lichtbildausweis ausgelesen werden, wird auf den e-Impfpass eingeschränkt. Eine Identifizierung für 
ELGA-Zugriffe ist somit durch das Auslesen von amtlichen Lichtbildausweisen ausgeschlossen.“ 
 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf unter 
Berücksichtigung des oben erwähnten Abänderungsantrages der Abgeordneten Mag. Friedrich Ofenauer, 
Ralph Schallmeiner mit Stimmenmehrheit (dafür: V, S, G, dagegen: F, N) beschlossen. 
Zum Berichterstatter für den Nationalrat wurde Abgeordneter Ralph Schallmeiner gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Gesundheitsausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
dem angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 2020 06 30 

 Ralph Schallmeiner Mag. Gerhard Kaniak 
 Berichterstatter Obmann 
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